
TOP:        Viernheim, den 8. Januar 2024 
Federführendes Amt 
50 Amt für Soziales und Standesamt 
Aktenzeichen:  
Diktatzeichen: rh 
Drucksache: VL-3-2024/XIX 
Anlagen: keine 
Produkt/Kostenstelle:  
Stand der Haushaltsmittel:  
Benötigte Mittel:  
Protokollauszüge an: Bürgermeister, Amt für Soziales und Standesamt, Haupt- 

und Rechtsamt 
 
Beratungsfolge Termin Bemerkungen 
Magistrat 15.01.2024 vorberatend 

Sozial- und Kulturausschuss (Integra-
tion, Sport, Bildung, Jugend und Fami-
lie) 

24.01.2024 vorberatend 

Haupt- und Finanzausschuss (Wirt-
schaftsförderung) 

25.01.2024 vorberatend 

Stadtverordnetenversammlung 26.01.2024 beschließend 

B e s c h l u s s v o r l a g e  
Erlass einer 1. Änderungssatzung zur Unterbringungsgebührensatzung der Stadt 
Viernheim 
 
Beschlussvorschlag: 
1. Die 1. Änderungssatzung zur „Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Unter-

bringung von Flüchtlingen und anderen ausländischen Personen in der Stadt Viernheim 
(Unterbringungsgebührensatzung)“ wird in der nachstehenden Form beschlossen. 
 

2. Die Änderungssatzung tritt am 01.02.2024 in Kraft. 
 
3. Die Änderungssatzung ist öffentlich bekannt zu machen. 
 

 
 
Begründung (Sachverhalt, Erläuterung): 
Seit Mai 2023 weist der Kreis Bergstraße den Kommunen Flüchtlinge direkt zu, wodurch 
diese für deren Unterbringung im Gemeindegebiet zuständig werden. Da passender Wohn-
raum in Viernheim fehlt, werden seit Mai Flüchtlinge in der Gemeinschaftsunterkunft Lilien-
thalstraße untergebracht. Die Einrichtung hat eine Kapazität von 120 Plätzen. 
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Aufgrund der zunehmenden Anzahl von zugewiesenen Flüchtlingen bereitet die Stadt Viern-
heim eine zweite Gemeinschaftsunterkunft vor. Dabei handelt es sich um eine Wohncontai-
neranlage für 150 Flüchtlinge in der Industriestraße. Diese soll bis Anfang März 2024 belegt 
werden können. 
Die Stadt Viernheim kann nach dem Landesaufnahmegesetz eine Kostenentschädigung für 
die Unterbringungskosten erhalten. Hierzu wurde im Mai 2023 die erforderliche Unterbrin-
gungssatzung erlassen. Der Monatssatz für die Lilienthalstraße beträgt seither 300,- Euro 
pro Platz und muss von jeder Person bzw. für jedes Familienmitglied gezahlt werden. 
 
 
Anpassung der Unterbringungsgebühren für die Gemeinschaftsunterkunft  
Lilienthalstraße ab 01.02.2024 
Die Verwaltung hat jetzt die Kosten für die Lilienthalstraße neu kalkuliert. Hierbei sind auch 
die in den letzten Wochen und Monaten durchgeführten Brandschutzmaßnahmen einge-
flossen. Die Berechnungen ergeben einen neuen Monatssatz von 390,- Euro pro Person. 
Es ist geplant, die neuen Unterbringungsgebühren ab dem 01.02.2024 zu erheben. Damit 
dies möglich sein kann, muss die bestehende Unterbringungsgebührensatzung angepasst 
und bis Ende Januar öffentlich bekanntgemacht werden. 
 
 
Anpassung der Unterbringungsgebühren für die Gemeinschaftsunterkünfte  
Lilienthalstraße und Industriestraße ab 01.03.2024 
Sofern in einer Stadt mehrere Gemeinschaftsunterkünfte betrieben werden, ist es rechtlich 
zulässig und wird auch angeraten, einen einheitlichen Unterbringungsgebührensatz anzu-
wenden. D. h. die Aufwendungen für alle Unterkünfte werden auf die Anzahl aller Unterbrin-
gungsplätze in den vorhandenen Gemeinschaftsunterkünften umgelegt. Es wird daher emp-
fohlen, diese Option zu nutzen. 
Nachdem die Baugenehmigung für die Wohncontaineranlage in der Industriestraße vorlag 
und die Fundamente Ende letzten Jahres hergestellt wurden, wird die Anlage im Januar und 
Februar aufgebaut. Mit der Belegung soll Anfang März 2024 begonnen werden. Ab diesem 
Zeitpunkt darf auch mit einem gemeinsamen Unterbringungsgebührensatz gearbeitet wer-
den. 
Die Verwaltung hat die Aufwendungen für die Industriestraße mit den derzeit verfügbaren 
Zahlen kalkuliert. Der gemeinsame kostendeckende Unterbringungsgebührensatz beträgt 
für beide Einrichtungen 591,- Euro pro Person und Monat. Dieser soll ab 01.03.2024 erho-
ben werden. 
 
Auf der folgenden Seite werden die notwendigen Änderungen für die Unterbringungsgebüh-
rensatzung synoptisch dargestellt. Neben der Änderung des Gebührensatzes werden auch 
textliche Anpassungen vorgeschlagen. 
 
Die übernächste Seite zeigt die zu beschließende Änderungssatzung im vollen Wortlaut. 
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Vergleich der zu ändernden textlichen Regelungen  
von bestehender und aktualisierter Fassung 

 

Bestehende Fassung Aktualisierte Fassung Erläuterung 
§ 2 

Gebührenschuldner/in /  
Gebührenfestsetzung 

 
(3) Die Unterbringungsgebühren wer-

den rückwirkend ab dem 1. Mai 
2023 nach dieser Satzung festge-
setzt. Die rückwirkend festge-
setzte Gebühr wird mit Erlass des 
Gebührenbescheides fällig, sofern 
im Gebührenbescheid keine an-
dere Regelung getroffen wird. 
Eine rückwirkende Gebührenerhe-
bung unterbleibt, soweit sie zu  
einer Nachzahlungspflicht bei ei-
ner untergebrachten Person füh-
ren würde, für die kein Erstat-
tungsanspruch gegenüber einem 
Sozialleistungsträger besteht. 

§ 2 
Gebührenschuldner/in /  
Gebührenfestsetzung 

 
(3) (1. Satz gestrichen) 

 
 
Eine rückwirkend festgesetzte 
Gebühr wird mit Erlass des Ge-
bührenbescheides fällig, sofern 
im Gebührenbescheid keine an-
dere Regelung getroffen wird. 
Eine rückwirkende Gebührener-
hebung unterbleibt, soweit sie zu 
einer Nachzahlungspflicht bei ei-
ner untergebrachten Person füh-
ren würde, für die kein Erstat-
tungsanspruch gegenüber einem 
Sozialleistungsträger besteht. 

 

 
 
 
 
Im letzten Jahr war 
eine Beschlussfas-
sung der Stadtverord-
netenversammlung 
erst Mitte Mai mög-
lich. Daher wurde der 
erste Satz in den da-
maligen Satzungstext 
aufgenommen, der 
jetzt gestrichen wer-
den kann. 

§ 3 
Höhe der Unterbringungs- 

gebühren 
 
(2) Für untergebrachte Personen, die 

nach dem Asylbewerberleistungs-
gesetz leistungsberechtigt sind, 
zahlt der Kreis Bergstraße einen 
Pauschalbetrag in Höhe von 300 
Euro pro Person und Monat und 
bei anteiligen Monaten kalender-
täglich 10 Euro. 

 
(3) Für untergebrachte Personen, die 

grundsätzlich nach den Bestim-
mungen des Sozialgesetzbuches 
II oder des Sozialgesetzbuches 
XII leistungsberechtigt sind, betra-
gen die Unterbringungsgebühren 
300,- Euro pro Person und Monat 
und bei anteiligen Monaten kalen-
dertäglich 10,- Euro. 

 

§ 3 
Höhe der Unterbringungs- 

gebühren 
 
(2) Für untergebrachte Personen, die 

nach dem Asylbewerberleistungs-
gesetz oder grundsätzlich nach 
den Bestimmungen des Sozialge-
setzbuches II oder des Sozialge-
setzbuches XII leistungsberechtigt 
sind, betragen ab dem 01.02.2024 
die Unterbringungsgebühren 390,- 
Euro pro Person und Monat und 
bei anteiligen Monaten kalender-
täglich 13,- Euro. 
 
Ab dem 01.03.2024 betragen die 
Unterbringungsgebühren 591,- 
Euro pro Person und Monat und 
bei anteiligen Monaten kalender-
täglich 19,70 Euro.“ 

 
 

 
 
 
 
Auf eine Differenzie-
rung zwischen Land-
kreis und Jobcenter 
soll in Zukunft ver-
zichtet werden. 
Der Kreis hat seine 
Leistungen derzeit 
auf 300,- Euro pro 
Monat und Asylbe-
werber/in gedeckelt. 
Mit der neuen Rege-
lung können, falls der 
Kreis zukünftig hö-
here Zahlungen leis-
tet, diese ohne Sat-
zungsänderung ver-
einnahmt werden. 
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– ENTWURF – 
 

1. Änderungssatzung 
der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Unterbringung  

von Flüchtlingen und anderen ausländischen Personen 
in der Stadt Viernheim 

(Unterbringungsgebührensatzung) 
 
Aufgrund der §§ 5, 19, 20 und 51 Nr. 6 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der 
Fassung vom 7. März 2015 (GVBI. I S. 142), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 16.02.2023 (GVBl. S. 90, 92), § 4 Abs. 3 des Gesetzes über die Aufnahme und Unter-
bringung von Flüchtlingen und anderen ausländischen Personen (Landesaufnahmegesetz) 
vom 5. Juli 2007 (GVBI. I S. 399), zuletzt geändert durch Gesetz vom 12.11.2020 (GVBI. S. 
767), und §§ 1, 2, 3, 4, 9 und 10 des Gesetzes über kommunale Abgaben (KAG) in der 
Fassung vom 24. März 2013 (GVBI. S. 134), zuletzt geändert durch Art. 1 des Gesetzes 
vom 28. Mai 2018 (GVBl. S. 247), hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Viern-
heim in ihrer Sitzung am 26.01.2024 folgende 1. Satzung zur Änderung der Satzung über 
die Erhebung von Gebühren für die Unterbringung von Personen nach § 1 des Landesauf-
nahmegesetzes (Unterbringungsgebührensatzung) beschlossen: 
 
 

Artikel 1 
 
In § 2 Absatz 3 wird der erste Satz gestrichen. Im zweiten Satz wird das erste Wort „Die“ 
durch „Eine“ ersetzt. 
 
 

Artikel 2 
 
1. Der § 3 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

 
„Für untergebrachte Personen, die nach dem Asylbewerberleistungsgesetz oder grund-
sätzlich nach den Bestimmungen des Sozialgesetzbuches II oder des Sozialgesetzbu-
ches XII leistungsberechtigt sind, betragen ab dem 01.02.2024 die Unterbringungsge-
bühren 390,- Euro pro Person und Monat und bei anteiligen Monaten kalendertäglich 
13,- Euro. Ab dem 01.03.2024 betragen die Unterbringungsgebühren 591,- Euro pro Per-
son und Monat und bei anteiligen Monaten kalendertäglich 19,70 Euro.“ 

 
2. § 3 Absatz 3 wird gestrichen. 
 
 

Artikel 3 
 
Die Änderungssatzung tritt am 01.02.2024 in Kraft. 
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Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieser Änderungssatzung mit dem hierzu ergangenen Be-
schluss der Stadtverordnetenversammlung vom 26.01.2024 übereinstimmt und dass die für 
die Rechtswirksamkeit maßgebenden Verfahrensvorschriften eingehalten wurden. 
 
 
Viernheim, TT.MM.2024 
Der Magistrat der Stadt Viernheim 
 
 
Matthias Baaß 
Bürgermeister 
 
 




